Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden 
Gesetzentwurf die Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Abgeltung von ßesatzungs- 
leistungen und Besatzungsschäden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Teil I 

Allgemeine Vorschriften 

Besatzungsleistungen und Besatzungsschäden 

(1) Besatzungsleistungen im Sinne dieses Gesetzes 
sind solche sachlichen und persönlichen Leistungen, 
die innerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland durch oder für Organe, Dienststellen 
und Angehörige einer Besatzungsarmee oder einer 
Besatzungsbehörde oder diesen unterstellte oder 
zugehörende Einrichtungen in Anspruch genom- 
men werden. 

(2) Besatzungsschäden im Sinne dieses Gesetzes 
sind solche Personen- und Sachschäden (Verluste 
und Beschädigungen), die infolge oder gelegentlich 
von Besatzungsleistungen entstehen oder unabhän- 
gig von solchen Leistungen innerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik Deutschland von den in Ab- 
satz 1 Genannten verursacht werden. Als Besat- 
zungsschaden gilt es auch, wenn die Nutzung einer 
Sache ohne Besitzentziehung durch Anordnungen 
einer Besatzungsmacht unmöglich gemacht wird. 

(3) Schäden" aus" Demontagen und Restitutionen 
fallen nicht unter dieses Gesetz. 
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S 2 

Abgeltungsanspruch und Art der Abgeltung 

(1) Für Besatzungsleistungen und für Besatzungs- 
schäden wird eine Abgeltung nach Maßgabe dieses 
Gesetzes gewährt. 

(2) Die Abgeltung besteht in einer Vergütung 
für erbrachte Leistungen und in einer Entschädi- 
gung für Schäden. 

(3) Die Abgeltung wird in der Regel in Geld ge- 
währt. 

(4) Der Anspruch auf Rückgabe eines in An- 
spruch genommenen Gegenstandes wird durch 
dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 3 

Anspruchsberechtigte 

Einen Anspruch auf Abgeltung kann geltend 
machen: 

1. wer durch Besatzungsleistungen oder Besat- 
zungsschäden einen VermögensnachteÜ erleidet; 

2. wer persönliche Leistungen erbringt, die 
üblicherweise nur gegen Bezahlung erbracht 
werden; 

3. wer einen Personenschaden erleidet; im Falle 
seines Todes seine unterhaltsberechtigten Hin- 
terbliebenen; 

4. wer außer den unter Nr. 1 — 3 genannten Per- 
sonen Aufwendungen macht od^r Nutzungs- 
möglichkeiten einbüßt, die nach diesem Gesetz 
abzugelten sind. 


S 4 

Abgeltungsverpflichteter 

(1) Zur Abgeltung nach Maßgabe dieses Gesetzes 
ist die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet. 

(2) Die Abgeltung führen die Länder im Auf- 
träge des Bundes durch. 


Teil II 


Bemessung der Leistungsvergütung 


S 5 


Allgemeine Grundsätze für die Bemessung 

Die Vergütung ist danach zu bemessen, was die 
Leistung wirtschaftlich für denjenigen bedeutet, der 
sie erbracht hat. Der Zweck der Inanspruchnahme 
und ihrer Zulässigkeit sind für die Bemessung der 
Vergütung ohne Bedeutung. 
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S 6 

Umfang der Leistungsvergütung 

Die Leistungsvergütung umfaßt: 

1. die Vergütung für die Überlassung von Sachen 
zum Gebrauch einschließlich dabei etwa ent- 
fallender Nutzungsmöglichkeiten (Gebrauchs- 
vergütung); 

2. die Vergütung für Dienstleistungen (Dienst- 
leistungsvergütung) ; 

3. die Vergütung für die Überlassung des Eigen- 
tums an Sachen (Eigentumsvergütung); 

4. die Vergütung für etwaige zusätzliche Leistun- 
gen, die zwar nicht in Anspruch genommen, 
aber durch eine Inanspruchnahme bedingt sind, 
wie z. B. Umzugs- und Einlagerungskosten 
(N eb enleistungs vergüt ungen) ; 

5. den Ersatz für etwaige selbständige Nutzungs- 
entziehungen (selbständige Nutzungsver- 
gütung). 


S 7 

Gebrauchsvergütung’' 

(1) Die Vergütung für die Überlassung einer be- 
weglichen oder unbeweglichen Sache zum Ge- 
brauch Ist in Höhe eines Miet- oder Pachtzinses zu 
bemessen, wie er im freien wirtschaftlichen Verkehr 
unter Berücksichtigung etwa bestehender preis- 
rechtlicher Vorschriften und Tarife erzielt wird. 

(2) Nachweisbar ersparte Kosten sind anzurech- 
nen, ebenso Einkünfte aus anderer Verwendung 
der durch die Inanspruchnahme freigewordenen 
Arbeitskraft, soweit eine solche Verwendung mög- 
lich und billigerweise zumutbar Ist. 

(3) Werterhöhungen, die durch während der Ge- 
brauchsüberlassung vorgenommenen Änderungen 
oder Ergänzungen der Sache entstehen, werden dem 
Betroffenen erst nach Wiederherstellung seines 
Nutzungsrechtes in Rechnung gestellt. Die Vor- 
schriften des Bürgerlidien Gesetzbuches über die 
Geschäftsführung ohne Auftrag finden entspre- 
chende Anwendung. Die Anrechnung der Wert- 
erhöhung auf die für die einzelnen Zeitabschnitte 
geschuldete Vergütung erfolgt im Rahmen des wirt- 
schaftlich Tragbaren. 


S 8 


Dienstleistungsvergütung 


Die Vergütung für persönliche Leistungen ist 
nach den Löhnen oder Gehältern zu bemessen, die 
für entsprechende Dienste Im wirtschaftlichen 
Leben gezahlt werden. 
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§ 9 

Eigentumsvergütung 

Die Vergütung für die Überlassung des Eigen- 
tums an einer Sache ist nach den Kosten zu be- 
messen, die für die Wiederbeschaffung einer für 
den Leistungspflichtigen gleichwertigen Sache auf- 
gewendet wurden oder im Zeitpunkt der Entschei- 
dung über den Abgeltungsanspruch aufzuwenden 
wären. 


S 10 

Nebenleistungsvergütung 

Zusätzliche Nebenleistungen sind in dem Um- 
fange abzugelten, in dem sie nach Grund und Höhe 
notwendig und nicht bereits durch eine Vergütung 
nach den §§ 7 — 9 abgegolten sind. 


§ 11 


Selbständige Nutzungsvergütung 


(1) Wenn geldwerte Nutzungen einer Sache un- 
möglich gemaciht oder gemindert werden, ist dies 
durch eine Nutzungsvergütung auszugleichen, so- 
weit eine Gebrauchs- oder Dienstvergütung dies 
nicht mit deckt. 

(2) Nachweisbar ersparte Kosten sind anzurech- 
nen, ebenso Einkünfte aus anderer Verwendung der 
freigewordenen Arbeitskraft, soweit eine solche 
Verwendung möglich urtd billigerweise zumutbar 
ist. 


§ 12 


Nähere Vergütungsbestimmungen 
für einzelne Leistungsarten 


Nähere Rechtsvorschriften über die Bemessung 
der Vergütung für Arten von Leistungen, die eine 
eingehendere Regelung angezeigt erscheinen lassen, 
sind im Rahmen der grundsätzlichen Bestimmun- 
gen der vorstehenden Paragraphen in Durchfüh- 
rungsvorschriften zu treffen. 


§ 13 
Beihilfen 

Wenn in einzelnen Fällen die Leistungsvergütung 
nicht alle Nachteile ausgleicht, die dem Inanspruch- 
genommenen aus der Inanspruchnahme entstehen, 
können neben der Vergütung einmalige oder lau- 
fende Beihilfen gewährt werden, insbesondere wenn 
dies zur Deckung des notwendigen Lebensbedarfs 
erforderlich ist. 
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Teil III 

Bemessung der Entschädigung 
§ 14 

Sachschäden 

(1) Die Entschädigung für Sachschäden erfolgt 
in entsprechender Anwendung der Bestimmungen 
der §§ 249 bis 255 des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
soweit sich nicht aus den \'orichrifl€n dieses Gesetzes 
etwas anderes ergibt. 

(2) Zu ersetzen sind in angemessenem Umfang 
auch Aufwendungen, die zum Zwecke der Minde- 
rung eines eingetretenen oder zur Abwendung eines 
drohenden Schadens gemacht werden. 


§ 15 


Personenschäden 


(1) Art und Umfang der Abgeltung vonPersoncn- 
schäden regeln sich nach den Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. 

(2) Der Anspruchsberechtigte kann statt dessen 
die Anwendung der Bestimmungen verlangen, die 
jeweils für die Fürsorge und Versorgung von Zivil- 
personen bestehen, die durch den letzten Weltkrieg 
oder seine nachträglichen Auswirkungen einen 
Körperschaden (mit oder ohne Todeserfolg) erlitten 
haben. 


Teil IV 
Verfahren 

§ 16 

Abgeltungsbehörden 

(1) Über die Abgeltungsansprüche entscheidet in 
erster Rechtsstufe die untere Verwaltungsbehörde 
als Abgeltungsbehörde. In zweiter Rechtsstufe die 
kommunale Abgeltungsbehörde. Vorsitzender der 
kommunalen Abgeltungsbehörde ist der Ober- 
bürgermeister in Stadtkreisen, oder ein von ihm 
benannter Stellvertreter, in Landkreisen der Land- 
rat oder ein von ihm benannter Stellvertreter. Die 
Abgelcungsbehörde besteht aus drei Personen: 

1. dem Oberbürgermeister oder Landrat oder 
deren Stellvertreter; 

2. einem gewählten Vertreter der zuständigen 
Körperschaft, Gemeindevertretung oder Kreis- 
tag als Beisitzer; 

3. einem Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
Besatzungsgeschädigten als Beisitzer. 


5 



(2) Örtlich zuständig ist die Abgeltungsbehörde, 
in deren Bezirk die Besatzungsleistung erbracht 
wurde oder ein unabhängig von einer solchen Lei- 
stung verursachter Schaden entstanden ist. 

(3) Für besondere Fälle kann die örtliche und 
sachliche Zuständigkeit abweichend geregelt werden. 

(4) Ist die als Abgeltungsbehörde in Frage kom- 
mende untere Verwaltungsbehörde selbst an- 
spruchsberechtigt, so hat die Abgeltungsaufsichtsr 
behörde eine andere untere Verwaltungsbehörde 
ihres Bezirks als zuständige Abgeltungsbehörde zu 
bestimmen. 


§ 17 

Bevollmächtigte des Anspruchsberechtigten 

Der Ansprudisberechtigte kann sich in jeder Lage 
des Verfahrens vor den Abgeltungsbehörden eines 
mit schriftlicher Vollmacht versehenen Bevollmäch- 
tigten bedienen. 


§ 18 

Vertreter des Bundesinteresses 

Für jede Abgeltungsbehörde wird ein Vertreter 
der Bundesinteressen durch den Bundesminister der 
Finanzen oder die von ihm zu bezeichnenden Stellen 
bestimmt. 


§ 19 

Abgeltungsantrag 

(1) Der Antrag auf Abgeltung ist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Abgeltungsbehörde zu 
stellen. Er soll alle Angaben enthalten, die für die 
Entscheidung über den Antrag erforderlich sind. 
Die Abgeltungsbehörde kann Vordrucke für die 
Antragstellung ausgeben und deren Ausfüllung ver- 
langen. 

(2) Der Antrag ist vor Ablauf einer Frist von drei 
Monaten zu stellen. Diese Frist beginnt; 

a) bei Inanspruchnahme von Sachen zum Gebrauch 
oder zu Eigentum (§ 6 Ziffer 1 und 3) mit der 
Überlassung, frühestens jedoch mit deren 
Kenntnis; 

b) bei Dienstleistungen (§ 6 Ziffer 2) mit der 
Leistung; 

c) bei zusätzlichen Nebenleistungen (§ 6 Ziffer 4) 
mit deren Leistungen; 

d) bei selbständigen Nutzungsentziehungen (§ 6 
Ziffer 5) mit deren Kenntnis; 

e) bei Sachschäden (Verlusten und Beschädigungen) 
mit dem Zeitpunkt, zu dem der Geschädigte von 
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dem Schaden Kenntnis erhalten hat und ihm die 
ungehinderte Möglichkeit einer Ermittlung des 
Schadens gegeben ist; 

f) bei Personenschäden sechs Monate nach dem 
schadenstiftenden Ereignis. 

Bei DauerJeistungen und Dauerschäden wird 
durch den ersten Antrag die Frist für später etwa 
notwendig werdende weitere Anträge gewahrt. Die 
Antragsfrist ist auch dann gewahrt, wenn sich der 
Antrag zunächst auf die Feststellung des Anspruchs- 
grundes und seiner Auswirkungen beschränkt. 

(3) Der Antrag ist bei der zuständigen Abgel- 
tungsbehörde zu stellen. Hält die betreffende Be- 
hörde sich nicht für zuständig, hat sie den Antrag 
an die nach ihrer Ansicht zuständige Abgeltungs- 
behörde weiterzuleiten. Die Antragsfrist wird auch 
durch Einreichung bei einer unzuständigen Abgel- 
tungsbehörde gewahrt. 


§ 20 

Prüfung des Abgeltungsantrages 

(1) Die Abgeltungsbehörde hat den Eingang des 
Antrages sdiriftHch zu bestätigen und das weitere 
Verfahren von Amts wegen und beschleunigt zu 
betreiben. 

(2) Die Abgeltungsbehörde hat die von ihr für 
erforderlich gehaltenen Beweise zu erheben. Sie 
kann zu diesem Zweck Zeugen und Sachverständige 
hören und die Beteiligten vernehmen. Erforder- 
lichenfalls ist der Antragsteller zu eidesstattlicher 
Versicherung zuzulassen. 

(3) Macht ein Anspruchsberechtigter glaubhaft, 
daß die Entstehung eines Schadens zu vermuten, er 
aber zu seiner Feststellung nicht in der Lage ist, so 
hat die Abgeltungsbehörde zur Sicherung des Be- 
weises Ermittlungen anzustellen und den An- 
spruchsberechtigten dabei nach Möglichkeit zuzu- 
ziehen. 

(4) Die Abgeltungsbehörde kann die Amts- und 
Rechtshilfe anderer Behörden oder der Gerichte in 
Anspruch nehmen, insbesondere die Gerichte um 
eidliche Vernehmung von Zeugen und Sachverstän- 
digen ersuchen. 


§ 21 . 

Beteiligung des Vertreters des Bundesinteresses 

(1) Die Abgeltungsbehörde hat den Vertreter des 
Bundesinteresses an dem Verfahren zu beteiligen 
und zwar spätestens nach Abschluß der Ermitt- 
lungen. Der Vertreter des Bundesinteresses hat sich 
innerhalb eines Monats zu äußern; äußert er sich 
in dieser Zeit nicht, ist zu entscheiden, ohne seine 
Stellungnahme abzuwarten. 


7 



(2) Der Bundesminister der Finanzen kann an- 
ordnen, daß in bestimmten Fällen wie insbesondere 
bei Ansprüchen bis zu einem bestimmten Geld- 
betrag von einer Beteiligung des Vertreters des 
Bundesinteresses abgesehen werden kann. 

§ 22 

Aussetzung des Verfahrens 

Hängt die Höhe der Abgeltung von den Instand- 
setzungS“ oder WiederbesAaffungskosten ab, so ist 
auf Antrag des AnspruAsbereAtigten die EntsAei- 
dung auszusetzen, bis die Instandsetzung oder Wie- 
derbeschaffung erfolgt ist. 

§ 23 

AbgeltungsbesAeid 

(1) Sobald der Abgeltungsantrag spruAreif ist, 
hat die Abgeltungsbehörde dur A einen sAriftliAen 
BesAeid über den Antrag zu entsAeiden. 

(2) Die Abgeltungsbehörde entscheidet im Rah- 
men der gesetzliAen Bestimmungen naA ihrer 
freien, aus dem Ergebnis ihrer Ermittlungen ge- 
sAöpften Überzeugung, ohne an Weisungen im 
Einzelfall gebunden zu sein. 

(3) Die Vergütung für Gebrau Asüberlassungen, 
laufende Nebenleistungen, laufende Einnahmeaus- 
fälle und Nutzentziehungen hat sie in der Regel 
naA Monaten zu bemessen. 

(4) Die Berechnung der zuerkannten Abgeltung 
muß aus dem BesAeid ersiAtliA sein. Außerdem 
ist dem AnspruAsberechtigten EinsiAt in die der 
BereAnung zugrunde liegenden Unterlagen zu 
geben. WeiAt die Abgeltungsbehörde von dem 
Antrag des AnspruAsbereAtigten oder von der 
Stellungnahme des Vertreters des Bundesinteresses 
ab, ist dies unter Anführung der einsAlägigen Vor- 
sAriften zu begründen. 

(5) Jeder AbgeltungsbesAeid ist mit einer ReAts- 
mittelbelehrung zu versehen und dem Antragsteller 
und dem Vertreter des Bundesinteresses zuzustellen. 

(6) Die Abgeltungsbehörde kann mit dem An- 
tragsteller unter Beteiligung des Vertreters des 
Bundesinteresses, soweit letzterer zu beteiligen Ist, 
eine Vereinbarung über die Höhe der Abgeltung 
oder eines Teiles derselben treffen (Abgeltungsver- 
gleiAV Eine solAe Vereinbarung steht einem un- 
anfeAtbar gewordenen AbgeltungsbesAeid gleich. 
Eine etwaige Urkundensteuer wird niAt erhoben. 

§ 24 

AbgeltungsteilbesAelde 

(1) Die Abgeltungsbehörde kann über den Grund 
des AnspruAs vorab entsAeiden. Sie kann Teil- 
besAelde erlassen. 
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(2) Kann die Abgeltungsbehörde nicht innerhalb 
von drei Monaten nach Eingang des Abgeltungs- 
antrags über die Höhe des Anspruchs endgültig ent- 
scheiden, so' hat sie durch einen Teilbescheid fest- 
zustellen, welcher Abgeltungsbetrag als Abschlags- 
zahlung mindestens zu gewähren ist, unbeschadet 
der weiteren Prüfung und Entscheidung, ob ein be- 
antragter höherer Betrag in Frage kommt (Mindest- 
betragsbescheid). 


§ 25 


Beschwerde gegen den Abgeltungsbescheid 


(1) Gegen den. Abgeltungsbescheid kann sowohl 
der Antragsteller wie der Vertreter des Bundes- 
interesses innerhalb eines Monats nach der Zustel- 
lung Beschwerde bei der kommunalen Abgeltungs- 
behörde erheben. Die Frist wird auch durch Ein- 
reichung der Beschwerde bei der Abgeltungsbehörde 
gewahrt. 

(2) Für das Verfahren der kommunalen Abgel- 
tungsbehörde gelten die Vorschriften für das Ver- 
fahren der Abgeltungsbehörde entsprechend. 


§ 26 

Klage gegen die Beschwerdeentscheidung 

(1) Gegen die Beschwerdeentscheidung der kom- 
munalen Abgeltungsbehörde kann sowohl der An- 
tragsteller wie der Vertreter des Bundesinteresses 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung Klage 
auf Festsetzung der Höhe der Abgeltung bei dem 
Landgericht erheben, in dessen Bezirk die Abgel- 
tungsbehörde ihren Sitz hat. 

(2) Die Klage findet auch statt, wenn eine Be- 
schwerdeentscheidung nicht innerhalb von vier Mo- 
naten nach Einlegung der Beschwerde ergangen ist. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland wird in dem 
Rechtsstreit durch den Vertreter des Bundesinter- 
esses bei der Abgeltungsbehörde vertreten. 


§ 27 

Kosten des Verfahrens 

(1) Das Verfahren vor den Abgeltungsbehörden 
ist kostenfrei. Bare Auslagen, die dem Antragsteller 
im Verfahren oder zu dessen Vorbereitung* ent- 
stehen, sind ihm auf Antrag zu erstatten, soweit 
sie angemessen waren. Über die Erstattung ist ge- 
mäß ^ 23 von der Abgeltungsbehörde zu ent- 
scheiden. 

(2) Die Abgeltungsbehörden können eine vom 
Antragsteller beantragte Beweiserhebung, durch die 
voraussichtlich Auslagen entstehen, von der Lei- 
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stung eines Vorschusses abhängig machen, wenn die 
Sachdienlichkeit des Antrags ernstlidi zweifelhaft ist, 

(3) Die Abgeltungsbehörden können dem An- 
tragsteller solche baren Auslagen ganz oder teil- 
weise auferlegen, die durch gröbliches Verschulden 
des Antragstellers verursacht sind. 

S 28 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) Antragsteller, die ohne Verschulden Fristen 
versäumt haben, deren Versäumnis rechtlidie Nach- 
teile zur Folge hat, können die Fiandlung innerhalb 
einer Frist von einem Monat, nadidem ihnen die 
Handlung möglich geworden ist, nachholen. Bel 
der Nachholung sind anzugeben: 

a) die die Verhinderung rechtfertigenden Um- 
stände, 

b) die Mittel für deren Glaubhaftmachung. 

(2) Die mit der Sache befaßten Behörden und Ge- 
richte können auch in anderen Fällen einer Frist- 
versäumnis Wiedereinsetzung gewähren, wenn sie 
dies für angemessen halten. 

§ 29 

Besondere Verfahrensbestimmungen 
bei Personenschäden 

Für die Fälle, in denen bei Personenschäden der 
Anspruchsberechtigte gemäß § 15 Absatz 2 die An-, 
Wendung der Bestimmungen über Fürsorge und 
Versorgung wählt, ist das Abgeltungsverfahren in 
Durchführungsvorschriften besonders zu regeln. 


Teil V 

Verzinsung und Auszahlung der Abgeltungsbeträge 

§ 30 

Fälligkeit 

(1) Die Vergütungen für Gebrauchsüberlassun- 
gen, laufende Nebenleistungen, laufende Nutzungs- 
entziehungen und Einnahmeausfälle sind jeweils 
am Schluß der Zeitspanne fällig, nach der sie be- 
messen sind. 

(2) Die Vergütungen für Eigentumsüberlassun- 
gen, einmalige Nebenleistungen, Nutzungsentzie- 
hungen und Einnahmeausfälle sowie für Entschädi- 
gungen werden einen Monat nach Stellung des Ab- 
geltungsantrages fällig. 

(3) Die Fälligkeit tritt frühestens mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes ein. 
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§ 31 

Verzinsung 

Alle Abgeltungsbeträge sind auf Antrag vom 
Fälligkeitstage an, jedoch night vor Ablauf eines 
Monats nach der Stellung des Abgeltungsantrages 
mit 4 vH. zu verzinsen. 

§ 32 

Auszahlung 

(1) Rechtskräftig festgestellte oder vereinbarte 
Abgeltungsbeträge sind unverzüglich auszuzahlen. 

(2) Wird ein Abgeltungsbescheid oder Teil- 
bescheid wegen der Höhe des darin festgesetzten 
Abgeltungsbetrages angefochten, so ist derjenige 
Teil des Abgeltungsbetrages, der nach der Anfech- 
tung nicht bestritten wird, sofort auszuzahlen. 

(3) Für darüber hinausgehende Forderungen 
können von den Abgeltungsbehörden auf Antrag 
Vorschüsse bewilligt werden. 


Teil VI 

Schlußvorschriften 

§ 33 

Rechte Dritter 

(1) Rechte Dritter an einer Sache, für deren 
Eigentumsüberlassung eine Vergütung oder für 
deren Beschädigung, Zerstörung oder sonstigen 
Verlust eine Entschädigung gewährt wird, er- 
strecken sich auf den Vergütungs- oder Entschädi- 
gungsanspruch und -betrag. 

(2) Im Falle der Abgeltung von Nutzungsentzie- 
hungen gilt Entsprechendes, soweit ein Dritter ein 
Recht an den entzogenen Nutzungen hatte. 

(3) Drittberechtigte im Sinne der vorstehenden 
Absätze sind am Abgeltungsverfahren zu beteiligen, 
soweit ihre Rechte der Abgeltungsbehörde bekannt 
sind. Sie können selbstverständlich Anträge stellen. 

(4) Etwaige Rechte Dritter sind bei allen Aus- 
zahlungen (§ 32) zu berücksichtigen. Das Nähere ist 
in Durchführungsvorschriften zu regeln. 

§ 34 

Vererblichkeit, Abtretung und Pfändbarkeit 

(1) Der Anspruch auf Abgeltung ist vererblich. 
Er kann nur mit Zustimmung der Abgeltungs- 
behörde abgetreten, verpfändet oder gepfändet 
werden. 
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(2) Der Anspruch auf Abgeltung sowie ein zur 
Erfüllung dieses. Anspruches bezahlter Betrag ist 
der Pfändung insoweit nicht unterworfen, als der 
in Anspruch genommene Gegenstand oder die von 
einem Schaden betroffene Sache auf . Grund allge- 
meiner Vorsdiriften der Pfändung entzogen ist oder 
war. 

(3) Auf die Pfändbarkeit eines Abgeltungs- 
anspruchs oder -betrags wegen Dienstleistungen 
finden die Vorschriften über die Pfändung von 
Lohnforderungen entsprechende Anwendung. 

§ 35 

Versagung der Abgeltung 

Die Abgeltung kann ganz oder teilweise versagt 
werden, wenn der Anspruchsberechtigte zur Errei- 
chung der Abgeltung wissentlich falsche Angaben 
über eine für die Abgeltung erhebliche Tatsache 
gemacht oder Zeugen, Sachverständige oder mit der 
Bearbeitung seines Antrags amtlich befaßte Per- 
sonen unzulässigerweise beeinflußt oder zu beein- 
flussen versucht hat. 


§ 36 

Wiedererlangung abgegoltener Sachen 

(1) Ein Anspruchsberechtigter, der eine zu Eigen- 
tum übertragene oder in Verlust geratene Sache, für 
die er eine Abgeltung erhalten hat, unentgeltlich 
oder zu einem erheblich unter ihrem Wert liegen- 
den Preis wiedererlangt, hat dies der Abgeltungs- 
behörde anzuzeigen und denjenigen Betrag zurüdc- 
zuzahlen, der dem Wert der Sache im Zeitpunkt 
der Wiedererlangung abzüglich der für die Wieder- 
erlangung oder Wiederherstellung etwa gemachten 
Aufwendungen eatspricht, höchstens aber den er- 
haltenen Abgeltungsbetrag. Er kann statt dessen 
die wiedererlangte Sache der Abgeltungsbehörde 
zur Verfügung stellen. 

(2) Die Abgeltungsbehörde stellt ihren Anspruch 
nach Absatz 1 Satz 1 durch einen Bescheid fest. 

§ 37 

Härtefälle 

Wenn sich bei der Anwendung dieses Gesetzes 
besondere Härten ergeben, die eine dem Sinn und 
Zweck dieses Gesetzes entsprechende Abgeltung 
verhindern, kann der Bundesminister des Innern 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen eine abweichende Regelung treffen. In 
gleicher Weise kann er Bestimmungen erlassen, 
daß Personen, die durch Anordnungen einer Be- 
satzungsmacht in unverschuldete Notlage geraten 
sind, mit Krediten geholfen wird. 
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§ 38 

Abgeltung von Zwangsauflagen 

Nadi den Bestimmungen dieses Gesetzes sind 
auch die Leistungen abzugelten, die eine Besatzungs- 
madit als Zwangsauflagen für die Verpflegung und 
den Unterhalt verschleppter Personen der Verein- 
ten Nationen (UN-DPs) und ihnen im Status 
gleichgestellter Personen sowie für Verpflegung und 
Unterhalt von Zivilinternierungslagern und für die 
Bedürfnisse des GYA-Programms fordert. Schäden, 
die infolge oder gelegentlich solcher Leistungen ent- 
stehen, sind dementsprechend nach den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes zu entschädigen. 


§ 39 

Durchführungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Rechtsvorschriften erläßt der Bundesminister 
des Innern im Einvernehmen mit den anderen be- 
teiligten Bundesministern und einem Ausschuß des 
Bundestages. 


§ 40 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Es findet auf alle Inanspruchnahmen Anwen- 
dung, für welche die Abgeltung noch nicht rechts- 
kräftig festgesetzt ist, 

(3) In den Fällen der Inanspruchnahme zu Eigen- 
tum und bei Schäden findet das Gesetz auch dann 
Anwendung, wenn bereits eine rechtskräftige Ent- 
scheidung vorliegt. 

(4) Bei Dauerleistungen (wie z. B. Gebrauchsüber- 
lassungen und Dienstleistungen), die über den Tag 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes hinausgehen, kann 
der Inanspruchgenommene eine Neuregelung der 
Abgeltung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
vom Ersten des auf die Verkündung folgenden 
Monats auch dann verlangen, wenn die Abgeltung 
nach bisher geltenden Bestimmungen bereits ge- 
regelt ist. 

(5) Bereits gewährte Abgeltungsbeträge sind auf 
die neu festzusetzende Abgeltung anzurechnen und 
zwar Reichsmarkzahlungen im Verhältnis von zehn 
Reichsmark gleich einer Deutschen Mark. 
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S 41 

Überleitung anhängiger gerichtlicher Verfahren 

Streitfälle, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bei einem Verwaltungsgericht erster Rechtsstufe 
anhängig sind, gelten als bei dem nadi § 26 dieses 
Gesetzes in erster Reditsstufe zuständigen ordent- 
lichen Gericht anhängig und sind demgemäß durch 
Beschluß an dieses Gericht zu verweisen. 

Bonn, den 22. Mai 1950 

Renner und Fraktion 
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